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Liebe Leserinnen und Leser, 

„System Change, not Climate Change!“ 
Das forderten Zehntausende Jugendliche 
im letzten Herbst lautstark rund um den 
Globus. Der Ruf blieb nicht ungehört. Immer 
mehr Menschen begreifen, dass nur mit 
grundlegenden Veränderungen in der Art 
des Produzierens und Konsumierens die 
drohenden katastrophalen Folgen des Kli-
mawandels eingeschränkt werden können.

Der Klimawandel macht deutlich, dass in der 
Entwicklung der Menschheit etwas grund-
sätzlich falsch läuft. Die Überbeanspru-
chung der natürlichen Ressourcen durch die 
Menschheit geht auf Kosten der künftigen 
Generationen, der materielle Verbrauch der 
reichen Gesellschaften auf Kosten der ärme-
ren. Der Klimawandel deckt unverhohlen die 
globalen sozialen Ungerechtigkeiten auf. 

Die Beiträge in diesem Heft zeigen Ansätze 
auf, um den Herausforderungen der globa-
len Krise zu begegnen und konsequent auf 
einen Systemwandel hinzuwirken: effektive 
Entwicklungszusammenarbeit, Bewusst-
seinsbildung und politische Kampagnenar-
beit. 

Als Bewohnerinnen und Bewohner indus-
trialisierter Länder sind wir alle gefordert, 
unseren materiellen Wohlstand zu hinter-
fragen und ihn an dem tatsächlich Benötig-
ten zu messen. Das ist ein Anfang. Ungleich 
mehr Verantwortung als uns, den konsumie-
renden Individuen, kommt aber denen zu, 
die in Politik und Wirtschaft die Entschei-
dungen treffen. 

Ohne einschneidende politische Regulie-
rungen werden wir unsere Gesellschaft 
nicht der Notwendigkeit und Dringlichkeit 
entsprechend umgestalten können. Um 
dies durchzusetzen, sind viel hartnäckiges 
Engagement und eine starke Mobilisierung 
von unten unerlässlich.

„System Change“ ist möglich, wenn immer 
mehr Menschen dies wollen, leben und laut-
stark einfordern. Dieses Heft soll ein Beitrag 
dazu sein. 

Mit besten Grüßen 

Ihr Daniel Hostettler
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Höchste Zeit für den Kurswechsel
Das letzte Jahrzehnt, in dem die Menschheit das 1,5-Grad-Ziel  
noch erreichen kann, hat bereits begonnen

|  �Bernd Nilles und Stefan Salzmann

Im März 2020 ist geschehen, was zuvor 
nicht möglich schien: Staatliche Maß-
nahmen gegen die Corona-Pandemie 
zwangen ganze Teile der Volkswirt-
schaft, in Rekordzeit herunterzufahren. 
Werden einschneidende Maßnahmen 
auch erforderlich sein, um die Klimakri-
se zu bewältigen? 

Im Frühjahr 2020 köchelte die globale Wirt-
schaft auf Sparflamme. Am 7. April lag der 
globale CO₂-Ausstoß um knapp 17 Prozent 

unter dem eines durchschnittlichen Tages 
vom Vorjahr. Dieser Wert hätte noch tiefer 
gelegen, wären weltweit alle Länder gleich-
zeitig im Lockdown gewesen. In der Schweiz 
betrug der Rückgang an CO₂-Emissionen 
Anfang Aprll 2020 sogar 28 Prozent. Auf das 
ganze Jahr betrachtet rechnete die Interna-
tionale Energieagentur im Mai 2020 mit ei-
nem weltweiten Rückgang der Emissionen 
um 8 Prozent. Sie nahm dabei an, dass es kei-
nen weiteren Lockdown wegen einer zweiten 
Corona-Welle geben wird und die Wirtschaft 
sich nur langsam erholt. 

Diese Zahlen sind sowohl bemerkenswert 
als auch ernüchternd. Ein jährlicher Rück-
gang der Emissionen um 7,5 Prozent bis 2030 
wird im UN-GAP-Report 2019 als notwendig 

ausgewiesen, um das Pariser Klimaabkom-
men zu erfüllen. Mit anderen Worten: Jedes 
Jahr muss der CO₂-Ausstoß um denselben 
Anteil reduziert werden wie zu der Zeit, als 
die Wirtschaft am Boden lag. Dies zeigt, wie 
dringend der Umbau der Wirtschaft ist, um 
effiziente Klimapolitik ohne einen weiteren 
Lockdown zu betreiben. 

20 Prozent der Weltbevölkerung (vor allem 
in den Industrieländern) verursachen rund 
80 Prozent des CO₂-Ausstoßes. Es lässt sich 
leicht schlussfolgern, wo Reduktionen vorge-
nommen beziehungsweise Konsum und Pro-
duktion klimaneutral werden müssen. Eine 
Dekarbonisierung der Weltwirtschaft fordert 
somit insbesondere Wirtschaftsakteure und 

Im September 2019 versammel-
ten sich fast 100.000 Menschen 
in Bern zur größten Schweizer 
Klimademonstration, die es je gab. 
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die Menschen in den reichen Ländern. Sie ha-
ben auch die Mittel, in eine Dekarbonisie-
rung zu investieren. Ein solcher Wandel er-
möglicht langfristig die Chance auf ein gutes 
und sicheres Leben sowie eine klimaneutrale 
und resiliente Wirtschaft für alle. Dieses Vor-
gehen nach dem Verursacherprinzip und 
dem Prinzip der gemeinsamen, aber unter-
schiedlichen Verantwortlichkeiten und Mög-
lichkeiten stärkt die Klimagerechtigkeit und 
die Ärmsten, die am härtesten vom Klima-
wandel betroffen sind.

|  �Internationale Klimapolitik – Chance 
oder Zeitverschwendung?

Die Verabschiedung des Pariser Klimaab-
kommens im Dezember 2015 wurde weltweit 
gefeiert. Die meisten Vertragsstaaten haben 
das Abkommen ratifiziert, am 6. Oktober 
2017 auch die Schweiz. Ein weiterer Meilen-
stein der UN-Klimapolitik steht 2021 bevor: 
der Klimagipfel von Glasgow. Ursprünglich 
war er für November 2020 vorgesehen gewe-
sen. Bis zu diesem Gipfel müssen alle Länder 
ihre nationalen Klimaschutzpläne vorgelegt 
haben. Dann wird auch klar sein, auf wel-
chem CO₂-Reduktions- beziehungsweise 
Temperaturanstiegskurs wir uns befinden.

Das Pariser Abkommen ist völkerrechtlich 
zwar bindend, aber nach konkreten Strategi-
en und Verpflichtungen, wie die ehrgeizigen 
Ziele umgesetzt werden sollen, sucht man 
vergeblich. Der Vertrag von Paris wurde 
durch den NDC-Ansatz (Nationally Determi-
ned Contributions) erst möglich: Die Staaten 
sind verpflichtet, Beiträge zum Klimaschutz 
zu leisten, wie weit die gehen, legen sie aber 
selbst fest. Die nationale Ebene und das eige-
ne Handeln sind bei diesem Ansatz zentral. 
Wie die Ziele erreicht werden sollen, ist den 
einzelnen Vertragsparteien – den National-
staaten – überlassen. Sie stellen die Weichen, 
gehen dabei jedoch äußerst zögerlich vor. 

In der Schweiz hat die Klimastreik-Bewe-
gung bei den politischen Entscheidungsträ-
gern und -trägerinnen ein Umdenken provo-
ziert: Das verantwortungslos schwache 
Schweizer CO₂-Gesetz befindet sich nun in 
Revision. Das gibt Hoffnung, dass es sich in 
die richtige Richtung entwickelt. Der Dring-
lichkeit, noch vor 2030 die Emissionen deut-
lich zu reduzieren und die Trendwende zu 
vollziehen, wird dieses Gesetz in der heuti-

gen Form jedoch nicht gerecht – es liefert le-
diglich die Grundlagen (siehe S. 16-17). Not-
wendig sind eine schnellere und ambitio-
niertere Senkung inländischer Treibhausgas-
emissionen sowie der Emissionen, die die 
Schweiz außerhalb der Landesgrenzen verur-
sacht. 

Das Prinzip der geteilten, aber unter-
schiedlichen Verantwortung, festgehalten im 
Artikel 4.19 des Pariser Abkommens, verlangt 
von Ländern wie der Schweiz mehr Anstren-
gung als von Ländern, deren historischer Bei-
trag zum Treibhausgaseffekt oder wirtschaft-
liche Kraft geringer ist. Laut der Klima-Alli-
anz Schweiz, einem Verein mit rund hundert 
Mitgliedsorganisationen aus der schweizeri-
schen Zivilgesellschaft, braucht es mehr An-
strengung: Der inländische CO₂-Ausstoß 
muss bis 2030 im Vergleich zu 1990 um 60 
Prozent reduziert werden. Soll das Land bis 
2040 klimaneutral sein, muss es auf diesen 
Absenkungspfad gebracht werden und – so 
fordert es die Gletscher-Initiative des Vereins 
Klimaschutz Schweiz, die Fastenopfer mit 
unterstützt – bis 2050 vollständig dekarboni-

siert sein. Darüber hinaus besteht die Mög-
lichkeit, mit Treibhausgas-Senken (zum Bei-
spiel Wald) einen Beitrag dafür zu leisten, 
dass die globale CO₂-Konzentration in der 
Atmosphäre wieder unter den Schwellenwert 
für ein stabiles Weltklima von 350 Teilen CO₂ 
pro Million (parts per million, ppm) sinkt. 

Soll Klimagerechtigkeit erreicht werden, 
müssen wir jetzt handeln. Denn die Erde hat 
sich bereits um rund ein Grad Celsius er-
wärmt. Noch in diesem Jahrhundert werden 
sich, bei fortschreitendem CO₂-Ausstoß, die 
Natur und damit auch die Bedingungen für 
die Menschheit extrem verändern. Wetter- 
und Temperaturextreme drohen weite Teile 
der Erde unbewohnbar zu machen, Konflikte 
und Migration werden dadurch zunehmen. 

|  �Anpassung und Klimafinanzierung
Arme Länder, die wenig zur Klimaerwär-
mung beitragen, müssen bei den nötigen 
Anpassungen an den nicht mehr vermeid-
baren Klimawandel finanziell unterstützt 
werden. Gerade stark exponierte Länder wie 
zum Beispiel Nepal sehen sich angesichts 
der globalen Erwärmung mit rasch stei-
genden Mehrkosten und einem gleichzei-
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Gedenkfeier am Fuß  
des ehemaligen Pizolgletschers: 

Im September 2019 verabschiedeten sich mehr 
als 200 Personen von dem einst mächtigen 

Eisstrom, der als erster Schweizer Gletscher aus 
dem Messnetz des Bundes gestrichen wird.
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tig anwachsenden Investitionsbedarf kon-
frontiert. Anpassung an den Klimawandel 
und Armutsreduktion bedeuten eine große 
Aufgabe. Entsprechend müssen Industrie-
länder die Mittel für die Klimafinanzierung 
deutlich steigern, sowohl für „Mitigation“ 
(Abmilderung) als auch für „Adaptation“ 
(Anpassung). Den Taschenspielertricks, bei 
denen Entwicklungshilfegelder in Klimagel-
der umgewandelt werden, statt – wie es die 
UN-Klimarahmenkonvention verlangt – zu-
sätzliche Gelder bereitzustellen, muss ein 
Ende bereitet werden. Dennoch will das 
Schweizer Parlament im Rahmenkredit für 
Entwicklungszusammenarbeit 2021-2024 
bis zu 400 Millionen Schweizer Franken für 
Klimafinanzierung reservieren, ohne jedoch 
den Gesamtetat zu erhöhen (siehe S. 16-17).

|  �Ansätze einer nachhaltigen und 
gerechten Energie- und Klimapolitik

Klimaziele lassen sich ohne einen radikalen 
Kurswechsel nicht erreichen. Denn sonst ent-
stehen Paradoxien wie die gleichzeitige Zu-
nahme von Erneuerbaren Energien und CO₂-
Ausstoß oder Maßnahmen fürs Klima, die 
sich ungünstig auf Mensch und Umwelt aus-
wirken. Verantwortlich dafür sind sogenann-
te „false solutions“, Lösungen, die keine sind, 
aber mit dem Versprechen angepriesen wer-
den, die Klimakrise in den Griff zu bekom-
men. Dazu gehören beispielsweise Batterien 
für Elektroautos, zu deren Herstellung Lithi-
um und Kobalt verwendet werden – deren 
Abbau bringt gravierende Umweltproble-
men sowie Menschenrechtsverletzungen 
mit sich (siehe S. 12-13). Oder der in Brasilien 
durch Wasserkraft produzierte Strom: Der 
Bau der Staudämme bedeutet für die lokalen 
Gemeinschaften Vertreibung (siehe S. 10-11).

Dringend nötig sind ganzheitliche Lösun-
gen, die Wechselwirkungen zwischen Natur-
systemen und Sozialsystemen angemessen 
berücksichtigen. Die bloße Umstellung auf 
erneuerbare Energien, ohne andere Heraus-
forderungen mit zu berücksichtigen, ist 
nicht zielführend. 

Im Rahmen der Programme von Fastenop-
fer werden Lösungen entwickelt, die einer-
seits armen Menschen Zugang zu erneuerba-
ren Energien sichern und andererseits die 

Zielgruppe bereits im Vorfeld miteinbezie-
hen. Umgesetzt werden sie von lokalen Part-
nern. Zu den Prinzipien solcher „Renewable 
Energy Systems“ (siehe S. 14-15) gehört es 
auch, strukturelle Fragen aufzugreifen. Be-
völkerungsgruppen, die sich einen zu großen 
ökologischen Fußabdruck leisten, sollen als 
Verursacher der Klimaerhitzung ihren Ener-
gieverbrauch durch Effizienz und Suffizienz 
verringern. Renewable Energy Systems sind 
zudem eine Investitionsmöglichkeit für 
Geldanlagen, die aus fossilen Energien abge-
zogen werden. Dieser Wandel in der Investiti-
onskultur ist Teil eines weltweit nötigen 
Kurswechsels. Denn so zwingend „Desinves-
tieren“, also der Abzug von Kapital aus Unter-
nehmen und Anlagen fossiler Energiegewin-
nung ist, so zentral ist die Frage, wohin diese 
Gelder umgelenkt werden sollen. 

|  �Hoffnung und Zuversicht
Fastenopfer ist überzeugt, dass eine Wende 
im Kampf gegen den globalen Klimawandel 
gelingen kann. Dazu tragen neben staatli-
chen und privatwirtschaftlichen Ansätzen 
auch die individuellen Konsumentscheidun-
gen bei. Mut machen dabei Erfahrungen mit 
den 2019 initiierten „KlimaGesprächen 
Schweiz“. Die Nachfrage nach den Gesprä-
chen, in denen sich eine Gruppe von acht bis 
zehn Menschen über mehrere Wochen mit 
dem eigenen CO₂-Konsum auseinandersetzt 
und dabei Alternativen entwickelt, ist enorm. 
Viele der Teilnehmenden reduzieren an-

schließend ihren CO₂-Ausstoß deutlich und 
werden zu überzeugenden Botschafterinnen 
und Botschaftern (siehe S. 18-19).

Wenn wir uns in der Analyse einig sind, 
dass unser gegenwärtig von hohem CO₂-
Ausstoß, Wachstum und Ungleichheit ge-
prägtes Wirtschafts- und Konsummodell 
nicht nachhaltig ist und das Überleben der 
Menschheit gefährdet, dann müssen wir mit 
einem langen Atem, viel Fantasie und Zuver-
sicht Entwicklung neu denken und die Wirt-
schaft in eine andere Richtung lenken. Die 
Zeit drängt – das letzte Jahrzehnt, in dem wir 
den globalen Klimawandel noch auf ein 
überlebenswichtiges Niveau begrenzen kön-
nen, hat bereits begonnen.� |  |

Bernd Nilles 
ist Geschäftsleiter von 
Fastenopfer, außerdem 
Vorstandmitglied des 
Climate Action Netzwerks 
Europa (CAN Europe) sowie 
Präsident der Alliance Sud.

Stefan Salzmann 
ist Programmverantwort-
licher für Energie und 
Klimagerechtigkeit bei 
Fastenopfer und außerdem 
Co-Präsident der Klima-
Allianz Schweiz.

Indigene im Juruena-Flussbecken, 
Brasilien. Der Bau von 

Wasserkraftwerken bedeutet für sie 
den Verlust von Lebensgrundlagen und 

heiligen Stätten.
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|  �Samrat Katwal

Die globale Erwärmung bedroht die 
Lebensweise traditioneller Gemein-
schaften, besonders in abgelegenen 
Gebieten. Die Männer sind gezwungen, 
auf der Suche nach Arbeit zu migrieren, 
während Frauen immer stärker unter 
Mehrbelastung leiden.

Biju Phakurel lebt im Dorf Bhanjada im Dis
trikt Kalikot, ist verheiratet und Mutter von 
zwei Kindern. Die Familie lebt von den Über-
weisungen aus Indien und von Subsistenz-
landwirtschaft. Die zunehmende Wasser-
knappheit erschwert das Leben für Bijus Fa-
milie noch mehr. Früher hatten die Men-
schen in Bhanjada Zugang zu vier Quellen. In 
den vergangenen Jahrzehnten sind diese alle 
ausgetrocknet. Zurückzuführen ist das auf 
die Abholzung, das Bevölkerungswachstum, 
aber auch auf den Klimawandel.

Wenn es in den umliegenden Hügeln weni-
ger Schnee gibt, was immer häufiger vor-
kommt, gibt es im Frühling weniger Wasser. 

Im Winter und im Frühling vor dem Monsun 
müssen die Menschen in Bhanjada um drei 
Uhr morgens Schlange stehen, um Wasser 
aus der einzigen noch verbliebenen Wasser-
quelle zu schöpfen. Versiegt selbst die, muss 
Biju Phakurel einen dreistündigen Fuß-
marsch zu einer weit entfernten Quelle un-
ternehmen. 

|  �Extremere Wetterbedingungen 
gefährden die Ernährungssicherheit

Der Distrikt Kalikot liegt in der Provinz Kar-
nali im Nordwesten Nepals. Diese Provinz ist 
der abgelegenste Teil des Landes. Die Topo-
grafie besteht aus Hochgebirgsketten bis zu 
7000 Metern und Hügeln bis zu 4000 Me-
tern Höhe. In den tiefergelegenen Tälern gibt 
es das ganze Jahr über Schmelzwasser, nicht 
aber in den Hochtälern (in einem solchen 
liegt auch Bhanjada). Die jährlichen Nieder-
schläge beschränken sich auf die Monsun-
zeit. Die Infrastruktur in der Provinz ist nur 
schwach entwickelt. Die meisten Menschen 
leben in Dörfern, die erst nach einigen Tagen 
Fußmarsch von der nächstgelegenen befahr-
baren Straße aus zu erreichen sind. Viele von 
ihnen haben in ihrem Leben noch nie ein 

Auto gesehen. Die Auswirkungen des Klima-
wandels treffen die Menschen dieser Region 
bereits jetzt sehr hart. 

Neben schweren Erdbeben und politisch 
verursachten Problemen steht das Binnen-
land Nepal vor Herausforderungen, die di-
rekt mit dem Klimawandel zusammenhän-
gen. Die Auswirkungen der Erderwärmung 
beeinträchtigen auch die Lebensgrundla-
gen der Bevölkerung, gerade in ländlichen 
Gebieten, in denen die Menschen von der 
Landwirtschaft abhängig sind und die Fel-
der weitgehend mit Regenwasser bewässert 
werden. 

In einem Bericht aus dem Jahr 2018 stellt 
das Welternährungsprogramm der Vereinten 
Nationen fest, dass die nepalesische Nah-
rungsmittelproduktion in den letzten Jahren 
durch klimabedingte Gefahren wie Dürren, 
Erdrutsche, Überschwemmungen und Hagel-
stürme beeinträchtigt wurde. Das regie-
rungseigene nepalesische System zur Über-
wachung der Ernährungssicherheit (Nepal 
Food Security Monitoring System, NeKSAP) 
hat über immer wiederkehrende Naturkatas
trophen in den Berggebieten der Provinz 
Karnali berichtet. Die Region erlebte in den 

Der Klimawandel entwertet  
traditionelles Wissen
Wie der Konsum im globalen Norden das Leben der Menschen in Nepal beeinflusst
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Jahren 2006, 2009 und 2016 schlimme Win-
terdürren mit schwerwiegenden Folgen für 
die Ernährungssicherheit. Allein im Jahr 2016 
waren fast 150.000 Menschen in diesem Ge-
biet in hohem Maße von Hunger betroffen 
und benötigten humanitäre Hilfe. Auch im 
Winter 2017/2018 erlebte die Region eine wei-
tere Trockenperiode.

|  �Der Druck auf lokale Gemeinschaften 
wächst

Die traditionellen Gemeinschaften in Karna-
li wissen ganz einfach nicht, wie sie mit die-
sen Veränderungen, die sich in nur wenigen 
Jahren vollzogen haben, umgehen sollen. Die 
Auswirkungen des Klimawandels bedrohen 
ihre Lebensweise, da das traditionelle Wissen 
nicht weiter anwendbar ist und Anpassun-
gen erforderlich sind. Das erhöht den Druck 
auf die lokalen Gemeinschaften, doch wie 
lassen sich über viele Jahre gepflegte Traditi-
onen, auf denen ihre Lebensgrundlagen auf-
bauen, an die globale Erwärmung anpassen? 
Müssen sie sich doch bereits dem wirtschaft-
lichen Druck anpassen. 

Hunderte von Männern sind gezwungen, 
jedes Jahr ihr Zuhause zu verlassen, um in in-
dischen Städten als Handwerker oder Tage-
löhner Arbeit zu finden. Die Lebensbedin-
gungen für Wanderarbeiter aus Nepal sind 
prekär, und nur wenige von ihnen haben le-
gale Arbeitsverträge. Die Arbeitsbelastung 
der zurückgebliebenen Frauen steigt durch 
die Abwesenheit der Männer um ein Vielfa-
ches. Ein typischer Tag für Frauen in Karnali 
besteht aus zwölf Stunden ununterbroche-
ner Arbeit. Sie kümmern sich um den Haus-
halt, sammeln Futter für das Vieh, pflegen 

ihre Felder, stillen ihre Kinder. Leben und ar-
beiten in den Bergen ist mit größter körperli-
cher Anstrengung verbunden. Trocknet zu-
dem eine Quelle aus, weil es – wie im Dorf 
Kalikot in Bhanjada ¬– viel weniger regnet, 
müssen Frauen wie Biju Phakurel ihrem oh-
nehin schon sehr anstrengenden Tag noch 
weitere Arbeitsstunden hinzufügen. Damit 
die Familie überlebt, sind bereits kleine Kin-
der gezwungen, die Schule abzubrechen, da-
mit sie bei der Feldarbeit mithelfen können. 
Die Gemeinschaften, die nie von der Indus
trialisierung profitiert oder zur globalen Kli-
makrise beigetragen haben, leiden am meis-
ten darunter.

Aus diesem Grund arbeiten die lokalen 
Partner hart daran, die Landwirtschaft wider-
standsfähig gegen die Auswirkungen des Kli-
mawandels zu machen. Sie setzen alles dar-
an, die Ernährungssicherheit für gefährdete 
Familien zu verbessern – beispielsweise in-
dem Bäuerinnen und Bauern mehr lokal an-
gepasstes Gemüse sowie Obst- und Nussbäu-
me anpflanzen. Männer und Frauen lernen, 
mit agrarökologischen Anbautechniken die 
Bodenqualität zu steigern. Hierzu arbeiten 
die Organisationen mit Fastenopfer zusam-
men. 

|  �Die Weichen werden im globalen 
Norden gestellt

Die Menschen in Nepal haben nur wenig Ein-
fluss auf die Eindämmung der Verbrennung 
fossiler Brennstoffe und das dahinterstehen-
de wirtschaftliche Wachstumsmodell. Sie 
sind auf die Lösungen der internationalen 
Gemeinschaft angewiesen. Das Jahr 2020 ist 
ein entscheidendes Jahr: Wie von wissen-
schaftlichen Gremien wie dem Weltklimarat 
IPCC, aber auch im UN Emissions Gap Report, 
einem regelmäßig von den Vereinten Natio-
nen herausgegebenen Bericht über den 
Treibhausgasausstoß, festgestellt wurde, 

muss das nächste Jahrzehnt die Wende brin-
gen: Die globalen CO₂-Emissionen müssen 
bis 2030 deutlich gesenkt werden, um die 
Ziele des Pariser Abkommens und deren sozi-
al gerechte Umsetzung zu erreichen. Sollte 
das nicht gelingen, bedeutet es für die in der 
Region Karnali lebenden Menschen, dass sie 
ihre Heimat verlassen müssen. Die Zukunft 
Nepals hängt von den Ambitionen der Indus-
trieländer ab, die große Mengen CO₂ ausstos-
sen. Nur mit internationaler Solidarität kann 
eine Lösung im globalen Maßstab gefunden 
werden.

Angesichts der Komplexität des Klima-
wandels muss jede und jeder sich solidarisch 
zeigen und damit beginnen, die eigenen Ver-
haltensmuster zu hinterfragen und zu än-
dern. Ein nicht nachhaltiges ökologisches 
Verhalten von Konsumentinnen und Konsu-
menten, selbst in weit entfernten Ländern 
wie Deutschland, Österreich oder der 
Schweiz, trägt zur globalen Erwärmung bei, 
und damit zu den Auswirkungen des Klima-
wandels auf die Menschen in Nepal. Man 
könnte sagen, dass die zunehmende Dürre in 
Karnali, die die Männer dazu zwingt, ihre Fa-
milien zu verlassen und für Saisonarbeit in 
indische Städte zu migrieren, eine Auswir-
kung des Wochenendflugs nach London ist. 
Fleisch aus Massentierhaltung, das von Kin-
dern in Industrieländern konsumiert wird, 
trägt indirekt auch zu extremen Wetterlagen 
wie Hagel, Dürren und starken Regenfällen 
bei – das betrifft Menschen wie Biju Phakurel 
direkt. Ihr Leben hängt von individuellem 
Verhalten und politischen Entscheidungen 
ab, die an Orten geschehen, die oft zu weit 
weg sind, als dass sie selbst dorthin gehen 
könnte, um Einzelpersonen und politische 
Entscheidungsträger an ihre Verantwortung 
zu erinnern.� |  |

Übersetzung aus dem Englischen und Bearbeitung: 
Colette Kalt

Samrat Katwal 
ist Koordinator für  
Fastenopfer in Nepal.
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Schlangestehen an der einzigen Wasserquelle 
von Bhanjada: Die wartenden Dorfbewohner 
haben ihre Gefäße zum Wasserschöpfen am 
Boden abgestellt.

Kahle Gebirgshänge nahe dem Dorf 
Bhanjada in Nordwesten Nepals. 
Mensch und Natur leiden unter der 
Wasserknappheit.
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Um das Ziel von Null-Emissionen zu erreichen, 
braucht es den Ausstieg aus den fossilen 
Energien. Der Corona-Lockdown war ein-
schneidend – die Auswirkungen auf den 
globalen Klimawandel sind messbar. Aber 
sind sie auch dauerhaft? 

Frau Prof. Dr. Seneviratne, 2020 gab es wegen 
der Corona-Pandemie einen politisch verord-
neten wirtschaftlichen Lockdown. Das führte 
zu weniger Treibhausgasemissionen. Welche 
Bedeutung hat diese Reduktion in Bezug auf 
die globale Klimaerwärmung?

Der Effekt ist nur gering, weil die Reduktion 
nicht sehr groß war und zeitlich begrenzt 
sein wird. Wenn wir wieder zu dem Leben 
zurückkehren, wie wir es vor der Pandemie 
gelebt haben, verschieben wir die Auswir-
kungen der Klimaerwärmung nur um we-
nige Monate, wir verändern dadurch wenig. 
Der Grund dafür liegt in der Akkumulation 
von Treibhausgasen in der Atmosphäre. 
Insbesondere CO₂ verschwindet nicht, wenn 
wir temporär weniger ausstoßen, der CO₂-
Überschuss bleibt für hunderte bis tausende 
von Jahren im Klimasystem erhalten. Wir 
müssen den Ausstoß auf null bringen, damit 
die Erwärmung gestoppt werden kann. 

Anfang April 2020 wurde eine Verringerung 
der globalen Emissionen um 17 Prozent 
beobachtet (Studie von Le Quéré et al. 
2020, Nature Climate 
Change: www.nature.
com/articles/s41558-
020-0797-x). Basierend 
auf den Szenarien des 
1,5 Grad- Berichts des 
Intergovernemental 
Panel on Climate 
Change (IPCC), zu 
dessen Hauptauto-
rinnen und -autoren 
ich gehöre, sollten wir 
die jetzigen globalen 
CO₂-Emissionen bis 
2030 mindestens 
um die Hälfte reduzieren, um die globale 
Erwärmung auf 1,5 Grad Celsius zu stabili-
sieren. Dies entspricht einer zusätzlichen 

Reduktion von circa 5 Prozent pro Jahr bis 
2030. Die Verringerung von 17 Prozent vom 

April würde, wenn 
sie dauerhaft wäre, 
bedeuten, dass wir das 
Reduktionsziel für drei 
Jahre erreicht hätten. 
Diese Verringerung 
ist aber eine Moment-
aufnahme und bringt 
noch keine dauerhafte 
Veränderung. Unter 
einer dauerhaften Ver-
änderung verstehe ich 
eine Energietransition 
hin zu erneuerbaren 
Energien und nicht 

einen temporären Lockdown. Wir müssen 
die Nutzung fossiler Energieträger beenden, 
das betrifft auch die Industrie, das Wohnen 
und den Verkehr. Das ist zentral.

Dennoch gab es aber durchaus interessante 
Beobachtungen während der Corona-Zeit: 
neue Verhaltensweisen, die auch in Zukunft 
notwendig sein werden. Wir haben erlebt, 
dass ein Leben ohne Flugreisen möglich ist, 
Meetings wurden virtuell abgehalten. Solche 
Veränderungen sind, wenn sie dauerhaft 
sind, ein Beitrag zur Lösung des Klima
problems. Noch vor der Corona-Krise hätte 
niemand es für möglich gehalten, dass wir 
fähig sind, unsere Gewohnheiten zu ändern. 
Hier können wir aus der Corona Krise lernen 
und Weiterführendes (mehr Homeoffice, we-
niger pendeln, mehr Ferien in der Schweiz) 
daraus ableiten.

Ist die Verschiebung der UN-Klimakonferenz 
2020 und die damit verbundene Verzögerung 
der Kommunikation neuer Klimaziele aus 
Ihrer Sicht problematisch?

Es gab unter der COVID-Situation mei-
nes Erachtens keine Alternative zu einer 
Verschiebung. Aus meiner Sicht ist diese 
Verschiebung um ein paar Monate nicht 
so wichtig. Aber es braucht Fortschritte auf 
internationaler Ebene. Viel wichtiger ist es, 
dass die Konferenz gut vorbereitet ist.

Die Corona-Pandemie hat gezeigt, dass die 
Politik auf die Wissenschaft hören kann und 
Maßnahmen entsprechend umsetzt. Welche 
Schritte muss die Politik bezüglich der Klima
krise einleiten?

Wir müssen weg von fossilen Energieträgern 
– Erdöl, Kohle und Gas. Die Alternativen 
stehen bereit. Energie muss aus erneuerba-
ren Quellen kommen. Verhaltensänderun-
gen und Verzicht können dabei eine Rolle 
spielen – wie das Beispiel Fliegen zeigt. Die 
Energietransition fordert aber auch von po-
litischen Entscheidungsträgern und -träge-
rinnen ein Handeln. „Mobilität“ muss zum 
Beispiel neu gedacht werden – wir brauchen 
insgesamt eine Abnahme und der restliche 
Verkehr muss mit erneuerbaren Energien 
betrieben werden. Hier sind alle Länder 
in der Pflicht und die Corona-Pandemie 
zeigt: Es ist wichtig, dass alle Länder auf ein 
gemeinsames Ziel hinarbeiten. 

„Wir brauchen eine dauerhafte Energietransition“
Interview mit der Klimawissenschaftlerin Sonia Seneviratne 

Prof. Dr. Sonia Seneviratne ist Klima
wissenschaftlerin an der Eidgenössischen 

Technischen Hochschule (ETH) in Zürich.  
Sie arbeitet am Institut für „Atmosphären- 

und Klimaforschung“ und ist eine der 
Hauptautorinnen und -autoren von 

Sachstandsberichten des Weltklimarates IPCC 
sowie dessen Sonderberichts über die Folgen 

einer Erwärmung von 1,5 Grad Celsius.
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„CO₂ verschwindet nicht, wenn 
wir temporär weniger aussto-
ßen, der CO₂-Überschuss bleibt 
für hunderte bis tausende von 
Jahren im Klimasystem erhalten. 
Wir müssen den Ausstoß auf null 
bringen, damit die Erwärmung 
gestoppt werden kann.“ 
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Die Frage der Dekarbonisierung darf nicht 
weiter hinter den wirtschaftlichen Interes-
sen anstehen. Wirtschaftliche Interessen 
sind nicht wichtiger als Gesundheit und 
Sicherheit. Genau das ist aber bedroht 
durch die Klimakrise. Alle Länder sind 
davon betroffen, auch kleine Länder wie die 
Schweiz mit hohen Pro-Kopf-Emissionen. 
Die Lösungen sind da, sie sind bekannt. Es 
geht um einen Veränderungsprozess. Die 
Politik ist jetzt gefordert, sie muss handeln. 
Es gibt verschiedene Instrumente, wie CO₂-
Lenkungsabgaben oder Verbote. Je nach 
Situation ist das eine oder andere sinnvoll. 
Der Markt kann zu Lösungen beitragen, eine 
ökologische Steuerre-
form ein wirkungsvol-
les Modell sein. Aber 
der Markt regelt das 
Problem nicht immer. 
Er kann auch zu unge-
rechten Ergebnissen 
führen. Da, wo wir auf 
null reduzieren müs-
sen, sind Verbote besser 
geeignet. Während der 
Corona-Zeit wäre es 
auch niemandem in den Sinn gekommen, 
dass Leute, die viel bezahlen können, raus-
gehen und reisen dürfen und weniger reiche 
Leute zu Hause bleiben müssen.

Was passiert, wenn die Politik die entschei-
denden Schritte nicht schnell genug einleitet 
und wir die Ziele des Pariser Abkommens 
von 2 Grad, wenn möglich 1,5 Grad, nicht 
erreichen? Wie sieht eine Welt mit 3 Grad 
Erwärmung aus?

Die Unterschiede sind schon zwischen 1,5 
und 2 Grad Erwärmung beträchtlich. Und 
heute messen wir bereits circa 1,1 Grad 
Erwärmung gegenüber dem vorindustriellen 
Zeitalter. Bei einer Erwärmung von mehr 
als 1,5 Grad, sogar bei 2 Grad Erwärmung, 
hätten wir irreversible Schäden, wie das 
Aussterben von Tier- und Pflanzenarten. 
Die Folgen einer weiteren Erwärmung sind 
noch schlimmer und für mich nicht zu 
beschreiben. Menschen haben noch nie mit 
einer Klimaerwärmung von mehr als 2 Grad 
gelebt, wir kennen dieses Szenario nicht und 
können keinen Vergleich herbeiziehen – wir 
wissen schlicht nicht, was eine Erwärmung 

von 3 Grad bedeutet. 
Ich will mich hier nicht 
auf Modelle verlassen. 
Denn sie sind mit sehr 
vielen Unsicherheiten 
verbunden, und diese 
Unsicherheiten sind 
nicht zugunsten der 
Menschheit. 

Eine Unsicherheit 
sind beispielsweise 

die Kipppunkte. Damit beschreiben wir 
Momente, in denen ein Teil des Klimasys-
tems eine irreversible und unaufhaltsame 
Änderung erfährt. Ein bekanntes Beispiel ist 
der Kipppunkt des Amazonas-Regenwaldes: 
Es ist möglich, dass der Regenwald zu wenig 
Feuchtigkeit bekommt und sich in trockenes 
Buschland verändert. Wir wissen jedoch 
nicht, ab welchem Stadium der globalen 
Erwärmung das genau sein würde. Die 
Klimaerwärmung schreitet so schnell voran, 
dass wir nur unsichere Modellrechnungen 
machen können, ohne empirische Verglei-
che zu haben. Sicher wissen wir jedoch, dass 

höhere Temperaturen zu diesen Kipppunk-
ten führen könnten. Den genauen Zeitraum, 
wann dieser Punkt eintreten wird, kennen 
wir nicht – mit jedem Zehntelgrad jedoch 
steigt die Wahrscheinlichkeit. Wenn die 
Erderwärmung über 2 Grad steigt, ist die 
Wahrscheinlichkeit, dass Kipppunkte auftre-
ten, viel höher, als bei einer Erwärmung um 
1,5 Grad.

Die Bekämpfung der globalen Klimaerwär-
mung ist auch eine Frage globaler Solidarität 
und Gerechtigkeit. Was bedeutet Klimage-
rechtigkeit für Sie als Wissenschaftlerin, und 
für Sie persönlich?

Auf dieser Welt gibt es Menschen, die zur 
Klimakrise viel beitragen, aber nicht am 
stärksten von den Folgen betroffen sind – 
dazu gehören auch wir Schweizerinnen und 
Schweizer als Bürger eines wohlhabenden 
Landes. Wir sind weniger betroffen, aber 
durch unsere Art zu konsumieren für den 
Klimawandel verantwortlich. Die Menschen 
in den armen Ländern hingegen tragen 
im hohen Maße dessen Folgen und haben 
weniger Mittel, sich anzupassen. Das ist 
ungerecht. Ein weiterer Aspekt ist die soge-
nannte Generationenfrage. Die heutigen 
Verursacher und Verursacherinnen, die 
ältere Generation, hat viel konsumiert, wird 
aber die Konsequenzen daraus nicht mehr 
erleben und dadurch die Folgen ihres Tuns 
auch nicht ertragen müssen. Als Mutter 
von zwei Kindern bewegt mich diese Frage 
persönlich. Meine Kinder sind nicht verant-
wortlich für die Klimaerwärmung, aber sie 
werden es sein, die mit den Folgen werden 
leben müssen. Das ist ungerecht.   |  |

Das Gespräch führte Stefan Salzmann.

Vertrauensniveau für Übergang : G= Gering, M = Mittel, H= Hoch und SH = Sehr hoch Quelle: IPCC-Sonderbericht über 1,5 °C globale Erwärmung (SR1.5)

Folgen und Risiken für bestimmte natürliche, bewirtschaftete und menschliche Systeme

„Menschen haben noch nie 
mit einer Klimaerwärmung 
von mehr als 2 Grad gelebt, wir 
kennen dieses Szenario nicht 
und können keinen Vergleich 
herbeiziehen.“
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|  �Andreia Fanzeres

Um einige der saubersten Süßwasser-
flüsse des Amazonasbeckens ist ein er-
bitterter Streit entbrannt. Es geht dabei 
um Energiegewinnung einerseits und 
das Schicksal der Juruena-Völker sowie 
die biologische Vielfalt andererseits. 
Schenkt man der Staudammindustrie 
Glauben, stellen kleine Wasserkraft-
werke keine Bedrohung dar. Dass sol-
che Projekte jedoch sehr wohl große 
Auswirkungen auf Mensch und Umwelt 
haben, belegen zahlreiche Fälle in Bra-
silien.

Das Juruena-Flussbecken im Nordwesten des 
Bundesstaates Mato Grosso ist ein bemer-
kenswert üppiges und wenig bekanntes Ge-
biet Brasiliens. Ein Netzwerk von Flüssen er-
streckt sich vom Süden bis Norden über 19 
Millionen Hektar und versorgt den Amazo-
naswald mit Wasser. Es mündet schließlich 
in den majestätischen Fluss Tapajos. Dieses 
riesige Quellgebiet ist die Heimat von einem 
Dutzend verschiedener indigener Gemein-
schaften: den Apiaká, den Bakairi, den Ena-
wene Nawe, den Haliti-Paresi, den Kawaiwete 
(Kayabi), den Kajkwakratxi (Tapayuna), den 
Kawahiva, den Manoki, den Myky, den Mun-
duruku, den Nambikwara, den Rikbakts. Zu-
dem leben hier Gemeinschaften, die sich frei-
willig selbst isolieren. In den Wäldern, Bergen 
und Flüssen befinden sich ihre heiligen Orte. 
Ihre Kultur und ihre Tradition sind mit dieser 
Landschaft verwurzelt. Sie pflegen eine enge 
Verbundenheit mit der Umwelt und schüt-
zen ihr Gebiet. Die zwanzig indigenen Gebie-
te umfassen vier Millionen Hektar empfind-
licher Ökosysteme, die allesamt zum Jurue-
na-Becken gehören. 

Dieses einzigartige Ökosystem ist bedroht. 
Seit 50 Jahren besetzen mächtige Landbesit-
zer das Juruena-Gebiet. Mit wirtschaftlichen 
Anreizen der Regierung haben sie das Cerra-
do-Biom, bekannt als die Wiege des Wassers, 
in eine der profitabelsten Regionen für den 
Anbau von Nutzpflanzen wie Sojabohnen, 
Mais und Baumwolle umgewandelt. Nach ei-

ner intensiven Phase der Abholzung prägen 
endlose, mit Pestiziden durchtränkte Felder 
die Landschaft. Diese Ausbreitung verdrängt 
die seit jeher hier lebenden indigenen Ge-
meinschaften und bedroht ihre Kultur, ihre 
Ernährungssicherheit und ihre Gesundheit. 

|  �Kleine Staudämme sind 
hochgefährlich 

Um das Agrobusiness weiter voranzutreiben, 
wurden die bislang sauberen und nachhaltig 
genutzten Amazonasflüsse angezapft – sei es 
zur Bewässerung der riesigen Felder, für die 
Fischzucht oder auch zur Produktion von „er-
neuerbarer“ Energie. Doch die ist ein heikles 
Kapitel. Die meisten Staudammprojekte in 
Juruena können aufgrund der beschränkten 
Wassereinzugsgebiete keine großen Wasser-
mengen stauen. Daher gelten sie als klein (un-
ter 30 Megawatt pro Jahr) oder sehr klein (un-
ter 5 Megawatt pro Jahr). Laut einer Untersu-
chung der brasilianische NGO Operação Ama-
zônia Nativa (OPAN), die sich für die Rechte 

indigener Gemeinschaften einsetzt, entfallen 
etwa 80 Prozent der Juruena-Staudammpro-
jekte auf diese beiden Kategorien. Die tatsäch-
lichen Auswirkungen solcher Kleinkraftwerke 
sind aber nicht auf den ersten Blick erkennbar, 
trotzdem werden sie offiziell als irrelevant 
eingestuft. Es gibt keine Forschung zu den 
Juruena-Ökosystemen und den Risiken, die 
von den Kleinkraftwerken ausgehen. So wie es 
in ganz Brasilien an Forschung fehlt, die sich 
mit den Auswirkungen und Nachteilen von 
Wasserkraftwerken befasst. Deshalb konnte 
die brasilianische Gesetzgebung in den letzten 
Jahrzehnten mehr und mehr geschwächt wer-
den. Das hat den als harmlos bezeichneten 
Wasserkraftwerken weiter den Weg geebnet.      

|  �Vertreibung von Menschen, 
Zerstörung der Natur

Eine Menge Propaganda hebt die außerge-
wöhnlichen Leistungen der brasilianischen 
schadstofffreien Energieproduktion hervor. 
Offiziellen Zahlen zufolge gelten 83 Prozent 

Kein Fisch mehr im Fluss
Die Juruena-Staudämme in Brasilien liefern keine saubere Energie 
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des elektrischen Energienetztes des Landes als 
erneuerbar, davon stammen 63,8 Prozent aus 
Wasserkraft. 2019 haben OPAN und Hunderte 
von anderen nichtstaatlichen Organisationen 
weltweit eine gemeinsame Erklärung unter-
zeichnet, in der angeprangert wird, wie falsch 
die Versprechen der Wasserkrafterzeugung im 
Hinblick auf den Klimawandel sind. Denn die-
se Staudämme haben die Vertreibung von 
schätzungsweise 40 bis 80 Millionen Men-
schen in Brasilien verursacht, ohne dass den 
Vertriebenen Reparationen oder Entschädi-
gung zugesprochen wurde. Zudem haben 
Wasserkraftwerke tiefgreifende Auswirkungen 
auf die Süsswasser-Ökosysteme, verhindern 
sie doch die Sedimentablagerung, behindern 
Fischwanderungen, verschlechtern die Was-
serqualität, eliminieren einzigartige Lebens-
räume und untergraben die biologische Viel-
falt. Außerdem verletzen sie die Rechte der 
lokalen Bevölkerung, die von gesunden und 
frei fließenden Flüssen abhängig ist. Der Bau 
von Wasserkraftwerken ist typischerweise be-

auf teure industriell hergestellte Nahrungs-
mittel zurückzugreifen. 

Die Bemühungen von OPAN, das Ausmaß 
der Bedrohung durch Staudämme im Juruena-
Becken sichtbar zu machen, haben bisher 138 
Wasserkraftprojekte in der Region zutage ge-
fördert. Aus diesen vielen kleinen und mittle-
ren Energieprojekten wird ein Megaprojekt. 
Etwa 70 Prozent sind noch nicht in Betrieb 
genommen worden. Die überwiegende Mehr-
heit ist nach Ansicht von Fachleuten für den 
aktuellen und zukünftigen brasilianischen 
Energieverbrauch nicht relevant. Sie sind je-
doch für die in unmittelbarer Nähe angesie-
delte Agrarindustrie – für jedes einzelne dieser 
Unternehmen – von Bedeutung. Seit einem 
halben Jahrhundert sind Getreideexporteure 
Nachbarn der indigenen Gemeinden von Ju-
ruena. 

Die Situation ist schwierig, konfliktreich und 
lebensgefährlich. Denn die geplanten Stau-
dämme, am Rande des von den Gemeinschaf-
ten bewohnten Landes werden den Indigenen 
als Einkommensquelle schmackhaft gemacht. 
Diejenigen, die den Betrieb des Staudamms 
akzeptieren, bekommen eine finanzielle Ent-
schädigung. Andere riskieren ihr Leben, weil 
sie die schädlichen Auswirkungen anprangern 
und auf die wiederkehrenden Verletzungen 
der Rechte der traditionellen Gemeinschaften 
aufmerksam machen. Die Mobilisierung für 
ihre Rechte ist zu einer sehr gefährlichen Auf-
gabe geworden. Für Juruena gibt es keine ein-
fache Lösung. Doch eines ist gewiss: Staudäm-
me sind nicht die Lösung. � |  |

Übersetzung aus dem Englischen  
und Bearbeitung: Colette Kalt

gleitet von Entwaldung, Straßenbau, Einwan-
derung in großem Umfang, illegaler Landnah-
me, Abholzung und Bergbau. Oft entstehen 
Konflikte, die Gemeinschaften, Menschen- und 
Umweltrechtsverteidiger sind extremer Gewalt 
ausgesetzt. All diese schädlichen Auswirkungen 
gehören im Juruena-Becken bereits zum Alltag. 

|  �Abhängig von Treibstoff
Als im Jahr 2002 der reichste und erfolgreichs-
te Sojaexporteur von Mato Grosso Gouverneur 
wurde, begann man, die Juruena-Flüsse alle 
zu erfassen. Nur wenige Jahre später geneh-
migte die Landesregierung den Bau von acht 
kleinen Staudämmen am oberen Juruena-
Fluss. Sie kamen dem Unternehmen des Gou-
verneurs zugute. Einer der mittlerweile fertig-
gestellten Staudämme liegt nur 26 Kilometer 
vom Territorium der Enawene Nawe entfernt. 
Heute, zehn Jahre nach dem Einschalten der 
ersten Turbinen, müssen die Enawene Nawe 
für die Versorgung ihres Dorfes mit eintausend 
Einwohnern gefrorenen Fisch in den umlie-
genden Städten kaufen. Sie tun dies, um ihre 
soziale und kosmische Ordnung aufrechtzu-
erhalten. Denn während des längsten indige-
nen Rituals des Amazonaswaldes, Yaokwa, 
muss den Geistern Fisch dargebracht werden. 
Und dieser fehlt in den Flüssen. In diesem Jahr 
traf es das indigene Volk noch schlimmer. Denn 
auf der Suche nach dem Fisch für die Yakariti-
Götter waren sie dem Coronavirus ausgesetzt 
und haben es in ihre Gemeinschaft einge-
schleppt. 

Andere Gemeinschaften des Juruena-Be-
ckens leiden seit Langem unter den Folgen der 
kleinen Staudämme. Die Gemeinschaft der 
Manoki hat im Cravari-Fluss, der durch ihr 
Gebiet fließt, seit Ewigkeiten keine Fische mehr 
gesehen. 2008 wurde der Bocaiuva-Staudamm 
nur 30 Kilometer von ihren Grenzen entfernt 
gebaut. Dabei wurden heilige Stätten überflu-
tet, und das Volk der Manoki wurde abhängig 
von Treibstoff. Denn um zu jagen und zu fi-
schen, müssen sie heute lange Strecken mit 
dem Auto fahren. Und da sie sich nicht mehr 
selbst versorgen können, sind sie gezwungen, 

Andreia Fanzeres 
ist Journalistin und Koordi-
natorin der brasilianischen 
NGO Operação Amazônia 
Nativa (OPAN).

Wasserfälle sind in der Kultur vieler 
indigener Gemeinschaften heilige Orte. So 

auch der Uitiarit-Wasserfall im Juruena-
Becken – er könnte einem der 138 geplanten 

Wasserkraftwerke zum Opfer fallen. 

Indigene der 
Gemeinschaft 
der Rikbaktsa in 
Brasilien.
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|  �Karin Mader

Elektrofahrzeuge gelten als Hoffnungs-
träger, weil sie klimafreundlicher sind 
als fossil betriebene Transportmittel. 
Die Förderung von Kobalt für die Bat-
terieproduktion verursacht jedoch Um-
weltschäden und menschliches Leid. 
Und der Rohstoffbedarf wächst.

Im Südosten der Demokratischen Republik 
Kongo (DRK) baut der Schweizer Rohstoff-
konzern Glencore in zwei riesigen Minen 
Kupfer und Kobalt ab. Seit 2010 decken Brot 
für alle und Fastenopfer gemeinsam mit lo-
kalen Partnerorganisationen regelmäßig 
Verletzungen von Menschenrechten sowie 
Umweltschäden rund um diese beiden Mi-
nen – Mutanda Mining Sarl und die Kamoto 
Copper Company – auf. So berichtet etwa 
Nathalie Kangaji, Leiterin des Zentrums für 
juristische Hilfe (CAJJ): „Es besteht eine ge-
waltige Diskrepanz zwischen den riesigen In-

vestitionen in die Minen und dem Elend, in 
dem die Menschen hier leben müssen. Es ist 
nicht nur die himmelschreiende Armut. Die 
Menschen leiden zugleich unter der Ver-
schmutzung, die von den Minen ausgeht.“ 

Glencore ist weltweit der größte Förderer 
von Kobalt. Über 60 Prozent der globalen 
Vorkommen des Schwermetalls liegen in der 
DRK. Das Schweizer Unternehmen baut da-
von allein über ein Drittel ab. Neben großen 
Konzernen sind auch kleinere chinesische, 
indische, libanesische und kongolesische Un-
ternehmen an der Kobaltförderung beteiligt. 
Die Vergabe von Konzessionen und die Be-
zahlung von Gebühren und Steuern sind da-
bei häufig von Korruption geprägt und Si-
cherheitsprobleme rund um die Minen weit 
verbreitet. 

Rund ein Fünftel des Kobalts wird in der 
DRK in Kleinstminen abgebaut. Die selbst ge-
grabenen Löcher und unterirdischen Gänge 
sind selten gesichert, schwere Unfälle an der 
Tagesordnung. Kinderarbeit ist im Klein-

bergbau notorisch, trotz bestehender Kin-
derschutzgesetze. 

|  �Elektrofahrzeug-Boom steigert 
Rohstoffbedarf

Die Nachfrage nach dem wertvollen Schwer-
metall steigt, denn Kobalt ist einer der wich-
tigsten Rohstoffe für Batterien von Elektro-
fahrzeugen, den Hoffnungsträgern für eine 
klimafreundlichere Mobilität. Etwa acht Kilo-
gramm Kobalt werden pro Elektroauto-Bat-
terie verbaut.

2019 wurden in der Schweiz über  311.000 
Autos verkauft, rund 12.000 mehr als im Vor-
jahr. Während der Absatz von Fahrzeugen 
mit herkömmlichen Benzin- und Dieselmo-
toren rückläufig ist, erleben jene mit alterna-
tivem Antrieb einen Boom. Der Marktanteil 
von Elektroautos hat sich in der Schweiz 2019 
mehr als verdoppelt. Tesla gehört zu den be-
liebtesten Marken. Der Elektrofahrzeugher-
steller hat sich Nachhaltigkeit und soziale 
Verantwortung auf die Fahne geschrieben 
und strebt Kobalt-freie Batterien an. Wegen 
technischer Nachteile von Batterien mit al-
ternativer Zusammensetzung setzt das Un-

Die Batterie – Knackpunkt  
der Elektromobilität
Soziale und ökologische Risiken des Kobaltabbaus
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Straße nach Musonoi liegen 
zahlreiche Minen mit riesigen 

Abraumhalden.
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ternehmen jedoch vorerst weiterhin auf das 
umstrittene Metall. Tesla hat dazu laut der 
Financial Times im Sommer 2020 mit Glen-
core einen Liefervertrag für bis zu 6000 Ton-
nen Kobalt pro Jahr abgeschlossen.

|  �Batteriehersteller unter der Lupe
Anfang September haben Brot für alle, Fasten-
opfer und der Verkehrs-Club der Schweiz eine 
Studie zur Geschäftspolitik der sechs größ-
ten internationalen Hersteller von Elektro-
fahrzeugbatterien veröffentlicht. Nebst dem 
Marktführer CATL und BYD aus China sind 
dies die südkoreanischen Firmen LG Chem, 
Samsung SDI, SK Innovation sowie die japa-
nische Panasonic. Ebenfalls unter die Lupe 
genommen wurde die Schweizer Firma ABB. 
Analysiert wurden firmeneigene Daten aus 
den Nachhaltigkeits- und Corporate Social 
Responsibility-Berichten zum Umgang der 
Unternehmen mit Umwelt- und Menschen-
rechtsfragen, insbesondere in ihren Liefer-
ketten. Die Autoren stützen sich dabei auf die 
Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschen-
rechte der Vereinten Nationen sowie auf die 
OECD-Leitsätze für multinationale Unterneh-

men, die festhalten, dass sich die Sorgfalts-
pflicht von global tätigen Konzernen über 
die gesamte Wertschöpfungskette erstreckt. 
Während die einzelnen Verarbeitungsschritte 
bei der Batterieherstellung weitgehend auto-
matisiert sind, bestehen die größten sozialen 
und ökologischen Risiken am Anfang der Lie-
ferketten, bei der Rohstoffförderung. 

Die drei südkoreanischen und das Schweizer 
Unternehmen schneiden bei der Gesamtbe-
wertung besser ab als der japanische Herstel-
ler und die beiden chinesischen Produzenten. 
Bei Letzteren fällt insbesondere die fehlende 
Transparenz auf; zu zahlreichen Fragestel-
lungen publizieren sie keine Daten. Bei allen 
Herstellern ist die Rückverfolgbarkeit der Lie-
ferketten mangelhaft: Angaben zu den Minen, 
aus denen sie ihre Rohstoffe beziehen, fehlen 
weitgehend. Mit einer Ausnahme beschrän-
ken sich ihre Politiken zur Sorgfaltspflicht auf 
den Umgang mit Kobalt und die sogenannten 
Konfliktmineralien, obwohl auch die Förde-
rung anderer Batterierohstoffe große soziale 
und ökologische Schäden hervorruft. 

Tesla will den Kobalt-Gehalt in den ge-
bräuchlichen Lithium-Batterien senken, in-
dem das Metall durch einen höheren Nickel-
Anteil ersetzt wird. Der Abbau von Nickel 
etwa in Indonesien und in den Philippinen 
verursacht jedoch vergleichbare Schäden wie 
jener von Kobalt. Vergiftung von Agrarland 
und Fischgründen durch das Schwermetall 
sowie Landgrabbing stehen dabei im Vorder-
grund.  Die Lithiumgewinnung beeinträchtigt 
gleichzeitig das Ökosystem und die Frischwas-
serreserven der indigenen Bevölkerung in La-
teinamerika. 

Beim Umweltmanagement liegt der Fokus 
der Batteriehersteller auf den CO₂-Werten. 
Dabei haben nur drei der sieben untersuch-
ten Unternehmen ihre Emissionsziele auf die 

Forderungen des Pariser Klimaabkommens 
abgestimmt.

|  �Recycling fördern
Um den internationalen Richtlinien zur 
Durchsetzung zu verhelfen und die sozialen 
und ökologischen Risiken bei der Batterie-
produktion zu minimieren, sind vermehrt 
gesetzliche Bestimmungen nötig. Auch die 
Anlagestrategie von Investoren in „grüne“ 
Energietechnologien ist fragwürdig, solange 
diese Risiken nicht mitberücksichtigt werden. 
Heute ist zudem der Abbau von Rohstoffen oft 
billiger als deren Recycling. Die Wiederverwen-
dung möglichst aller in den Batteriezellen ent-
haltenen Rohstoffe müsste daher mit geeigne-
ten Innovationen und Lenkungsmaßnahmen 
unterstützt werden, beispielsweise mit der 
Einführung einer umfassenden „vorgezoge-
nen Entsorgungs- und Recyclinggebühr“, wie 
sie in der Schweiz bereits für Elektronik- und 
Haushaltsgeräte sowie Batterien besteht. Elek-
troauto-Akkus sind bisher von einer solchen 
Gebühr ausgenommen. Recycling sowie eine 
lange Lebensdauer und die Zweitnutzung der 
Akkus als stationäre Energiespeicher vermin-
dern den Bedarf an immer neu geförderten 
Rohstoffen. Auf diese Weise könnten auch 
die Gesundheit und die Lebensgrundlage der 
Menschen rund um die Minen von Glencore 
in der DRK geschont werden.� |  |

Karin Mader, 
Fachexpertin Wirtschaft 
und Menschenrechte, 
betreut bei Fastenopfer 
und Brot für alle das Dos-
sier Elektromobilität und 
Elektronik.
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Soeur Nathalie Kangaji leitet in 
Kolwezi, DR Kongo, das Centre 

d’Aide Juridicio-Judiciaire (CAJJ). 
Sie hilft mittellosen Personen, 

ihre Rechte gegenüber der 
Minenindustrie durchzusetzen.

Weiterführende Angaben finden sich in 
den folgenden Quellen, die dem Artikel 
zugrunde liegen:

„Die Batterie – Knackpunkt der Elek­
tromobilität. Soziale und ökologische 
Herstellungsbedingungen unter der 
Lupe“. Brot für alle, Fastenopfer und 
Verkehrs-Club der Schweiz, August 2020:

www.sehen-und-handeln.ch/batterie  

„Im Schatten des Kobaltbooms. Repor­
tage aus den Dörfern und Quartieren 
rund um die Minen des Schweizer 
Rohstoffkonzerns Glencore in der  
Demokratischen Republik Kongo“.  
Brot für alle, Fastenopfer, März 2019: 

https://stories.bfa-fo.ch/im-schatten-
des-kobaltbooms/

Informationen zum Thema
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|  �David Knecht und Roger Walther

Ein internationales Projektteam unter 
der Leitung von Fastenopfer will zu-
sammen mit der Bevölkerung in der 
Gemeinde Natagaima Wasserpumpen, 
Kühlkammern, Brutschränke und elek-
trische Viehzäune erstellen. Betrie-
ben mit Sonnenenergie, soll die lokale 
Wertschöpfungskette gestärkt und ein 
gerechter Zugang zu Energie geschaf-
fen werden.

Natagaima im Departement Tolima liegt 
fernab der hektischen Hauptstadt Bogotá. 
Die Gegend ist ländlich und geprägt von 
kleinbäuerlicher Landwirtschaft. Indigene 
Gemeinschaften leben hier, oft in national 
anerkannten Territorien. Der Anbau von 

Mais und Reis sowie die Viehwirtschaft sind 
die wichtigsten Einnahmequellen und bil-
den die Ernährungsgrundlage. Armut, feh-
lende Infrastruktur und hohe Arbeitslosig-
keit, besonders bei den Jugendlichen, sind 
weitere Merkmale von Natagaima. Das führt 
zu starker Abwanderung in große Städte wie 
Calí und Bogotá.

Solarbetriebene Wasserpumpen für die Be-
wässerung, elektrische Zäune für die Vieh-
haltung, Kühlkammern für die Lagerung von 
Fleisch und Fisch sowie Brutschränke für die 
Eierproduktion sollen jedoch schon bald den 
Alltag der Gemeinschaften erleichtern. Alle 
Installationen werden mit Sonnenenergie 
betrieben sein. Sie werden die lokale Wert-
schöpfungskette stärken und Arbeitsplätze 
schaffen. 

Die Gemeinschaften waren von Anfang an 
in die Projektplanung einbezogen. In der so-
larbetriebenen Kühlkammer wollen die Ein-
wohnerinnen und Einwohner von Tamirco 
künftig ihren Zuchtfisch lagern. Aufgrund 

der unzuverlässigen Stromversorgung ist das 
bisher noch nicht möglich. Klappt das mit 
der Kühlung, können bald auch größere 
Mengen an Fisch gezüchtet werden. Das wie-
derum verbessert die Erwerbsmöglichkeiten 
der Gemeinschaften, und durch die zusätzli-
chen Einnahmen werden sie über finanzielle 
Mittel verfügen, um beispielsweise die eige-
ne Schule oder das Gemeinschaftszentrum 
zu renovieren. Um die Einnahmen zu verwal-
ten und die Instandhaltung ihrer techni-
schen Anlagen zu finanzieren, wird eine Ge-
meinschaftskasse gegründet. Die genaue 
Ausgestaltung obliegt den Nutzerinnen und 
Nutzern.

|  �Selbstverwaltet und nachhaltig
Hand in Hand mit dem Bau der Anlagen, der 
am 20. Juli begonnen hat, geht eine techni-
sche Ausbildung. In jeder der Gemeinschaf-
ten wird jungen Erwachsenen die Möglich-
keit geboten, sich weiterzubilden. Die künfti-
gen Energietechnikerinnen und -techniker 
werden für den Betrieb und die Wartung der 
Installationen in ihren Gemeinschaften ver-
antwortlich sein. Das eröffnet den jungen 
Menschen eine berufliche Perspektive.

Eine weitere Innovation dieses Pilotprojek-
tes ist die Verknüpfung mit dem „Fondo Ro-
tatorio“. Diese Solidaritätskasse gehört den 
Bewohnerinnen von Natagaima und wird 
auch von ihnen alimentiert und verwaltet. 
Der Fonds ist in einem seit 2016 laufenden 
Projekt initiiert worden und dient als alter-
natives Kreditvehikel für eine Bevölkerungs-
gruppe, die sonst kaum Zugang zu den offizi-
ellen Bankdienstleistungen hat. Er wird künf-
tig auch Kredite für erneuerbare Energiepro-
jekte vergeben. So können die Menschen den 
Umgang mit diesen Energiesystemen erler-
nen und, falls sie davon überzeugt sind, ei-
nen Kredit zu guten Konditionen aufneh-
men, um beispielsweise eine solarbetriebene 
Wasserpumpe zu erwerben. Orlando, ein Mit-
glied der Indigen Gemeinschaft „Palma Alta“, 
sagt dazu: „Das Projekt folgt einem integra-
len und nachhaltigen Ansatz, der unserem 

Erneuerbare Energiesysteme  
für Natagaima 
Wie erneuerbare Energiesysteme in einem Departement in Kolumbien für Klimagerechtigkeit sorgen
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Solarpanels lassen sich auf 
jedem Dach anbringen.
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Land nützt und zum Gemeinwohl (Buen Vi-
vir) unserer Gemeinschaft beiträgt.“

|  �Energieinklusion
Energieinklusion ist für EBP, einen der Pro-
jektpartner (siehe den Kasten), ein Kernthe-
ma. Den Menschen Zugang zu sicherer, zu-
verlässiger und bezahlbarer Strom- und Wär-
meversorgung auf der Basis von erneuerba-
ren Energien zu ermöglichen, ist ihr Ziel. 

Die Energieinklusion leistet einen direkten 
Beitrag zu den von den Vereinten Nationen 
definierten Zielen der nachhaltigen Entwick-
lung. Beispielsweise dem Ziel Nummer 7 „Be-
zahlbare und saubere Energie“, Nummer 10 
„Weniger Ungleichheiten“ und Nummer 11 
„Nachhaltige Städte und Gemeinden“. Das Kon-
zept der Energieinklusion ist in den letzten 
Jahren auch in Lateinamerika bedeutsam ge-
worden. EBP hat in Chile – gemeinsam mit 
Partnern aus Wissenschaft und Wirtschaft – 
mehrere Projekte im Bereich der Energieinklu-

sion umgesetzt. In deren Fokus steht ein ganz-
heitlicher Planungsansatz, bei dem alle Betei-
ligten sehr früh einbezogen werden. Lösungen 
werden gemeinsam erarbeitet. Die Ausbildung 
von lokalen technischen Fachexperten ist zen-
tral, um Betrieb und Unterhalt der technischen 
Anlagen vor Ort zu gewährleisten. In sämtli-
chen bisher durchgeführten Energieprojekten 
konnte aufgezeigt werden, wie erneuerbare 
Energie als Motor für die regionale Wertschöp-
fung sowie für die Schaffung von Arbeitsplät-
zen genutzt werden kann. 

|  �Erneuerbare Energiesysteme und 
Klimagerechtigkeit

Energieinklusion ist ein wichtiges Konzept in 
der Entwicklungsarbeit. Denn die Klimakrise 
erfordert einen Umbau des globalen Energie-
systems – weg von fossilen Energien hin zu 
den erneuerbaren. Fossile Energien sind für 
rund 72 Prozent der weltweiten Treibhaus
gasemissionen verantwortlich. Dieser Struk-
turwandel muss rasch geschehen. Denn nur 
wenn die weltweiten Produktions- und Liefer-
ketten bis 2050 keine Treibhausgase mehr 
verursachen, kann die Klimaerwärmung auf 
unter 1,5 Grad begrenzt werden – ein Muss, um 
katastrophale Umweltschäden zu verhindern. 
Die Gefahr ist jedoch groß, dass dieser Umbau 
auf Kosten der Ärmsten geschieht. Denn Rea-
lität ist , dass ländliche, lokale oder indigene 
Gemeinschaften wegen Megaprojekten für 
erneuerbare  Energien vertrieben werden und 
ihr Land und ihre Lebensgrundlage verlieren. 
Das zeigt zum Beispiel der Bau des Belo Mon-
te-Staudamms in Brasilien.

Ein nachhaltiger Energiewandel kann nur 
zusammen mit lokalen Gemeinschaften ge-

plant und umgesetzt werden. Die Energie-
produktion muss das Gemeinwohl im Fokus 
haben und sich an den Bedürfnissen der Be-
völkerung orientieren. Der Zugang zur pro-
duzierten Energie soll gewährleistet sein. Als 
Nebeneffekt entstehen eine lokale Wert-
schöpfungskette und Beschäftigung sowie 
Grundlagen zur Verbesserung von Gesund-
heit und Bildung für die Menschen vor Ort. 
Zudem lassen sich mit nachhaltiger Energie 
Treibhausgase reduzieren, der schädliche 
Einfluss auf die Umwelt nimmt ab. So konzi-
pierte erneuerbare Energiesysteme, die die 
Bedürfnisse der lokalen Gemeinschaften 
ernst nehmen, tragen zu einem nachhaltigen 
Energiewandel im Sinne der Klimagerechtig-
keit bei. Klimagerechtigkeit bedeutet, dass 
der Energiewandel nicht auf dem Rücken be-
reits benachteiligter Gemeinschaften ausge-
tragen wird, sondern zu deren Entwicklung 
und Stärkung beiträgt. So wie das Pilotpro-
jekt in Natagaima.� |  |

Die solarbetriebene Wasserpumpe 
lässt sich leicht installieren und 

leistet wertvolle Dienste.
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Roger Walther 
ist Forstingenieur mit Ab-
schluss an der ETH Zürich 
und Partner bei EBP.

David Knecht 
ist Programmverantwort-
licher für Energie- und 
Klimagerechtigkeit bei 
Fastenopfer.

Vor Ort betreut Grupo Semillas das Pro-
jekt. Grupo Semillas ist eine langjährige 
kolumbianische Partnerorganisation 
von Fastenopfer und arbeitet seit über 
zehn Jahren mit den Pijao-Gemeinschaf-
ten in Tolima zusammen. CORPOEMA, 
ein kolumbianisches Ingenieurbüro, 
spezialisiert auf erneuerbare Energie-
Projekte, begleitet die Installation der 
Anlagen und bildet die lokalen Handwer-
kerinnen aus. Fastenopfer koordiniert 
das Gesamtvorhaben und investiert 
Fachwissen, besonders im Bereich der 
Solidaritätsgruppen. EBP vervollständigt 
das Konsortium. EBP ist ein internatio-
nales Familienunternehmen mit Schwei-
zer Wurzeln, das seit gut fünf Jahren in 
Lateinamerika zum Thema „Energiein-
klusion“ arbeitet. Es ist erfahren in der 
Planung und technischen Umsetzung 
von Energieprojekten. EBP und Fasten-
opfer ergänzen sich deshalb ideal. Der 
Schweizer Förderfonds REPIC finanziert 
knapp die Hälfte dieses Projekts, das im 
Juli 2020 gestartet ist.

Das Projektteam
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|  �Sandro Leuenberger

Nicht nur Treibhausgase befeuern das 
Klima. Die größte Gefahr geht vom 
Schweizer Geld aus. Die Schweizerische 
Nationalbank (SNB), Großbanken, Ver-
sicherungen und Pensionskassen ver-
walten zusammen siebentausend Mil-
liarden Schweizer Franken Kapital. Der 
Finanzplatz kontrolliert über Projektfi-
nanzierungen, Firmenkredite, Aktien, 
Obligationen und Direktbeteiligungen, 
wohin das Geld fließt. Die mächtigen 
Geldverwalter verschaffen der globalen 
Wirtschaft einfachen Zugang zu noch 
mehr Kohle, Erdöl und Erdgas. 

Es ist wissenschaftlicher Konsens: Mehr als 
drei Viertel der bekannten Reserven der fos-
silen Energieträger müssen im Boden bleiben, 
damit eine katastrophale Erwärmung von über 
1,5 Grad Celsius verhindert werden kann. An-
haltende Finanzierungen von Kohlegruben 
und -kraftwerken, Erdöl- und Erdgasbohrtür-
men, Ölsandextraktion und Erdgas-Fracking, 
Pipelines und Erdgas-Tankerterminals verhin-
dern, dass erneuerbare Energien Fuß fassen 
können. 

Marktgesetze erzwingen die Amortisation 
der einmal errichteten fossilen Infrastruktur, 
sie wird also noch jahrzehntelang genutzt wer-
den. Die SNB, die Großbanken UBS und Credit 
Suisse, aber auch Pensionskassen und Versi-
cherungen wollen Rendite sehen. Gleichzeitig 
wird zugelassen, dass die fossilen Konzerne 
massiv gegen die Bestrebungen der Politik und 
der Zivilgesellschaft lobbyieren, der fossilen 
Wirtschaft die Gratis-Verschmutzungsrechte 
zu entziehen. Politische Eingriffe der Länder 

zur Treibhausgasreduktion laufen so ins Lee-
re. Das Pariser Klimaabkommen riskiert, seine 
Ziele zu verfehlen. 

|  �22 Mal mehr Treibhausgase durch 
Finanzinstitute

Wer sich für Klimaschutz engagiert, muss auch 
die klimaschädliche Rolle der Großfinanz und 
der mit ihnen verbundenen Finanzpolitiker 
und Lobbygruppen betrachten. Es genügt 
nicht, nur mit der Regulierung von Emissio-
nen an der Nachfrage nach fossilen Energien 
anzusetzen. Das Marktangebot an fossilen 
Energien muss verringert werden, indem 
die finanziellen Mittel für Investitionen in 
ihre Förderung und Verarbeitung entzogen 
werden. Der zivilgesellschaftliche Druck für 
die Umlenkung der Investitionsströme muss 
deshalb Teil des Einsatzes für die globale Kli-
magerechtigkeit sein. 

Die Klima-Allianz Schweiz hat auf der Basis 
von amtlichen Daten berechnet, dass der Fi-
nanzplatz weltweite Industrietätigkeiten mit 
Treibhausgasemissionen in einem Ausmaß fi-
nanziert, das 22 Mal größer ist als der gesamte 
Ausstoß durch die Industrie und die Bewoh-
nerinnen und Bewohner in der Schweiz. Zum 
Vergleich: Er finanziert so viele Emissionen, 
wie sie ganz Deutschland direkt ausstößt. Das 
gibt einen Einblick, welchen Klimahebel der 
Finanzplatz Schweiz darstellt. Gelenkt durch 
die SNB, Pensionskassen, Banken und Versiche-
rungen, befeuert dieses Geld eine katastrophale 

7000 Milliarden Schweizer Franken 
untergraben die Klimagerechtigkeit
Der größte Klimahebel der Schweiz ist ihr Finanzplatz
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Nein zu Öl und CO2: Klimademo 
2019 in Bern, Schweiz.
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Klimaerhitzung. Selbst die schweizerische Um-
weltbehörde kommt zum Schluss, dass die In-
vestitionen des Finanzplatzes eine Erwärmung 
von 4 bis 6 Grad Celsius statt der gerade noch 
erträglichen 1,5 Grad befördern. 

Die Schweizerische Nationalbank, eigent-
lich die Bank des Volkes, ist dabei ein globa-
les Schwergewicht. Als 
achtgrößte öffentliche 
Investorin des Plane-
ten kauft sie seit Jahren 
US-Dollar, Euros und 
asiatische Währungen, 
damit die Schweizer 
Exportindustrie nicht 
unter einem zu teuren 
Schweizer Franken lei-
det. Diese Fremdwäh-
rungsreserven in der 
Höhe von umgerechnet rund 900 Milliarden 
Dollar legt sie als Aktien und Obligationen an, 
die weltweit über Tausende von Firmen aller 
Branchen verteilt sind. Sie finanziert somit 
auch die globale Kohle-, Erdöl- und Erdgasin-
dustrie sowie fossile Stromerzeuger. 

Der Schweizer NGO „Artisans de la Transi-
tion“ ist es gelungen, die Firmen zu identifi-
zieren, von denen die SNB an der US-Börse in 
New York Aktionärin und somit Mitbesitzerin 
ist. Für deren CO₂-Ausstoß sie also im Maße 
ihres Besitzanteils mitverantwortlich ist. Das 
Ergebnis: Die Nationalbank hat ein Zehntel ih-
res US-Aktienportfolios in Unternehmen der 
fossilen Produzenten und Stromerzeuger in-
vestiert. Bereits mit diesem kleineren Teil ihrer 
gesamten Wertschriften am Weltmarkt verant-
wortet sie ähnlich viele Treibhausgase, wie die 
gesamten jährlichen Emissionen der Schweiz 
ausmachen. Und verantwortet damit die glo-
bale Klimaerwärmung mit. Dies, obwohl sie in 
ihren eigenen Anlagerichtlinien Investitionen 
in Unternehmen ausschließt, die systematisch 
gravierende Umweltschäden verursachen 
und Menschenrechte massiv verletzen. Doch 
offenbar teilt die SNB die Ansicht nicht, dass 
sie durch ihre Investitionen das Geschäftsmo-
dell der fossilen Großunternehmen am Leben 
erhält. Wie sonst ließe sich erklären, dass sie 

mit ihrem investierten Geld die Struktur der 
globalen fossilen Wirtschaft festigt? 

Die Klima-Allianz Schweiz beurteilt die 
globale Klimaerwärmung, verursacht durch 
die Verbrennung fossiler Energieträger, als 
systematischen gravierenden Umweltscha-
den mit schwerwiegenden Menschenrechts-

verletzungen als Folge.
Deshalb fordert die Kli-
ma-Allianz den sozial- 
und klimaverträglichen 
Einsatz der über den Fi-
nanzplatz investierten 
Gelder. Sie fordert von 
den Entscheidungsträ-
gern und -trägerinnen 
von Finanzwirtschaft 
und Politik, dass Mittel 
in den weltweiten Aus-

bau der erneuerbaren Energien, der Kreislauf-
wirtschaft und der Ökolandwirtschaft fließen. 
Die Politik muss für die Finanzakteure Anreize 
und Rahmenbedingungen schaffen und eine 
Offenlegungspflicht darüber fordern, in wel-
chem Umfang sie Emissionen finanzieren und 
welche Wirtschaftsaktivitäten sie unterstüt-
zen. Sie müssen verpflichtet werden, zu veröf-
fentlichen, welchen Anteil sie künftig in grüne 
Unternehmen investieren wollen. 

Das würde die Märkte dazu anregen, die 
Chancen der grünen Klimawende zu erkennen 
und auch zu nutzen. Umgekehrt kann dies nur 
gelingen, wenn die Politik durch Regulierung 
sichert, dass der Finanzmarkt die Geldflüsse 
umfassend lenkt. Mit Zielvorgaben soll der 
Betrag für grüne Investitionen schrittweise 
gesteigert werden. Bis heute verhindern die 
Regierung und die Mitte-Rechts-Mehrheit im 
Schweizer Parlament solch verpflichtende 
Bestimmungen. Sie schieben im Bereich der 
Umlenkung der Finanzflüsse die Verantwor-
tung der Schweiz zur Einhaltung des Pariser 
Klimaabkommens auf die lange Bank.� |  |

Sandro Leuenberger 
ist Spezialist Finanzplatz 
und Klima bei der Klima-
Allianz Schweiz.

Die Umsetzung des Pariser Klimaabkom-
mens wird in die Hände der Nationalstaa-
ten gelegt – sie sind es, die den Weg dahin 
definieren müssen. Das zentrale klimapoli-
tische Instrument der Schweiz dafür ist das 
CO₂-Gesetz, das zurzeit in Revision ist. Um 
rechtzeitig den Fahrplan für das kommende 
Jahrzehnt festzulegen, wie es im Pariser 
Vertrag vorgesehen ist, hätte diese Revision 
zu Beginn dieses Jahres abgeschlossen sein 
müssen. Nun kommt es zu einer Verzöge-
rung, die durch den Lockdown zwar erklär-
bar, aber nicht vorbildlich ist.

Die Mitglieder der Klima-Allianz sind sich 
einig, dass die Klimakrise zwingend eine 
ambitionierte Klimapolitik nötig macht. 
Dazu braucht es deutliche Verbesserungen, 
die durch die zweite Revision des Gesetzes 
verabschiedet werden müssen. Die erste 
Version des CO₂-Gesetzes stammt aus dem 
Jahr 2000. Die Geltungsdauer einer ersten 
Revision im Jahr 2011 endet am 31.12.2021 
(nach einer einjährigen Verlängerung). Die 
zweite Revision des Gesetzes legt fest, wie 
bis 2030 die schweizerischen Klimaziele 
umgesetzt werden sollen. Sie hat zum Ziel, 
die nationalen Emissionen der Schweiz bis 
dahin um mindestens 37,5 Prozent gegen-
über 1990 zu senken. Nach Schätzungen der 
Bundesverwaltung ist mit den in diesem 
Gesetzesentwurf enthaltenen Maßnahmen 
wie einer Flugticketabgabe, Erhöhung der 
Abgaben auf Brennstoffen, neuen Ver-
brauchszielen für Neuwagen oder Einrich-
tung eines Klimafonds eine Reduktion von 
mehr als 30 Prozent möglich.

Ein Referendum zu diesem Entwurf, der 
eine Totalrevision des CO₂-Gesetzes bein-
haltet, wird voraussichtlich im Juni 2021 
zur Abstimmung kommen. Realpolitisch 
ist die Totalrevision der zeitlich schnellste 
Weg. Ihn nicht zu nutzen, wäre schlecht 
für den Klimaschutz, denn das CO₂-Gesetz 
bringt konkrete Verbesserungen. Darüber 
hinaus braucht es aber weitere ambitio-
nierte Schritte. Die Gletscher-Initiative ist 
ein nächster möglicher Moment für eine 
Verbesserung der Klimaschutz-Politik. Sie 
verlangt, bis 2050 die schweizerischen 
Emissionen auf Netto-Null zu senken. Volks-
initiativen führen zwingend zu einer Volks-
abstimmung, wenn 100.000 Unterschriften 
gesammelt wurden. Dieser Prozess dürfte 
aber frühestens in drei bis fünf Jahren kon-
krete Fortschritte bewirken.

Stefan Salzmann

Das CO2-Gesetz Schweiz

Foto links: Hinter der glänzenden Fassade der 
Schweizerischen Nationalbank in Zürich wird 
Geld in Kohle, Erdöl und Erdgas investiert.

Das Marktangebot an fossi-
len Energien muss verringert 
werden, indem die finanziellen 
Mittel für Investitionen in ihre 
Förderung und Verarbeitung 
entzogen werden.
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|  �Colette Kalt

Die Schweizer Bevölkerung nimmt im 
weltweiten Vergleich einen der Spit-
zenplätze bei den jährlichen Pro-Kopf-
Emissionen ein. Reduzieren ist das Gebot 
der Stunde. Doch wo ansetzen in einer 
Gesellschaft, die so schwer verzichten 
kann? Marianne Jaccard, Moderatorin 
der KlimaGespräche, ist überzeugt, dass 
neben Wirtschaft und Politik auch jede 
und jeder Einzelne mit kleinen Schritten 
einen wichtigen Beitrag leisten kann.

„Am meisten schockiert jeweils die Erkenntnis, 
wieviel CO₂ jede und jeder von uns pro Kopf 
und Jahr verbraucht, es sind im Durchschnitt 
um die 14 Tonnen! Als nachhaltig gelten 2,5 bis 3 
Tonnen. Wenn ich diese Werte in der Runde der 
KlimaGespräche erst einmal mitteile, schauen 
die Leute mich entsetzt an. Und es stimmt, die 
konkreten Zahlen, wie verschwenderisch un-
ser Konsum ist, machen sprachlos.“ Marianne 
Jaccard spricht ruhig und präzise. Auch wenn 
sie diese Information schon oft weitergegeben 
hat, alarmiert es sie doch jedes Mal wieder aufs 
Neue. 

Auch wenn die Treib-
hausgasemissionen in 
der Schweiz seit 1990 
um 14 Prozent gesun-
ken sind, entspricht die 
2018 in die Atmosphäre 
ausgestoßene Menge 
an Treibhausgasen 46,4 
Millionen Tonnen CO₂-
Äquivalenten pro Jahr (ohne Flug- und Schiffs-
verkehr). CO₂-Äquivalente sind eine einheitliche 
Maßeinheit für unterschiedliche Treibhausgase 
– dafür wird ihre Klimawirkung, zum Beispiel 
von Methan oder Lachgas, auf die der entspre-
chenden Menge Kohlendioxid umgerechnet. 
Die Schweiz emittiert Treibhausgase in Höhe 
von 5,4 Tonnen CO₂-Äquivalenten pro Kopf. 

Dem müssen allerdings die Emissionen hin-
zugerechnet werden, die im Ausland entstehen, 
um Importgüter für die Schweiz herzustellen. 
Die Pro-Kopf-Emissionen insgesamt belaufen 
sich dann auf mehr als das Doppelte (14 Ton-
nen CO₂-Äquivalente im Jahr 2015). Damit liegt 

der sogenannte Treibhausgas-Fußabdruck der 
Schweizerinnen und Schweizer deutlich über 
dem weltweiten Durchschnitt von knapp 6 
Tonnen CO₂-Äquivalenten, wie der Website des 
Schweizer Bundesamtes für Umwelt (BAFU) zu 
entnehmen ist.

Doch Marianne Jaccard will Verbesserungen 
bewirken. Ein probates Mittel sind für sie die 
seit 2019 auch in der Deutschschweiz durch-
geführten, von Fastenopfer und Brot für alle 
initiierten KlimaGespräche. An sechs Abenden 
wird vermittelt, wie man seinen CO₂-Ausstoß 
verringern kann. 

|  �Schlüsselinformationen und Spiele
Der erste Abend beschäftigt sich mit allge-
meinen Fragen im Zusammenhang mit dem 
Klimawandel. Jede Teilnehmerin, jeder Teilneh-
mer berechnet den eigenen CO₂-Fußabdruck, 
der als Referenz dient. Zudem erhält man ein 
persönliches Notizbuch mit allen Schlüsselin-
formationen, die gebraucht werden, um auch 
zuhause an den Themen arbeiten zu können. 
Die folgenden vier Abende finden idealerweise 
im Abstand von jeweils zwei Wochen statt. Sie 
widmen sich jeweils einem Schwerpunkt: Ener-
gieverbrauch zuhause, Reisen und Mobilität, 
Ernährung und Wasser, Konsum und Abfälle. 

Gespielt wird auch immer wieder. Beispiels-
weise soll die Gruppe 
gemeinsam ein Haus 
energieffizient ausrüs-
ten. Das Spielfeld sieht 
auf den ersten Blick aus 
wie eine Art Monopoly. 
Gezockt wird aber nicht, 
ganz im Gegenteil: Die 
Teilnehmenden disku-
tieren gemeinsam, wel-

che Verbesserungen das fiktive Haus braucht, 
damit nicht unnötig Energie verpufft. Wie im 
Leben auch, gilt es zu entscheiden, ob die ein-
fach verglasten Fenster ersetzt werden sollen 
und ob genügend Geld dafür vorhanden ist. 
Gleichzeitig kann auch eine Reihe von Gratis-
maßnahmen eingesetzt werden, wie etwa, die 
Raumtemperatur auf 19 Grad zu senken. Die 
Abende werden von zwei Moderatorinnen oder 
Moderatoren gestaltet.

Die sechste und letzte Zusammenkunft fin-
det vier bis acht Wochen später statt. Dieser 

zeitliche Abstand ist notwendig, um eine per-
sönliche Bilanz zu ziehen: Was wurde gelernt, 
wie hat sich das eigene Handeln verändert, und 
wie soll es künftig weitergehen, damit der eige-
ne CO₂-Ausstoß in den vier Bereichen deutlich 
gesenkt werden kann? Am letzten Abend wird 
zudem ein Plan erarbeitet, wie man mit den 
Menschen im eigenen Umfeld über das Klima 
sprechen kann. 

|  �Um die Angst zu verlieren, muss man 
genau hinschauen

Die Ausbildung zur Klima-Moderatorin hat Ma-
rianne Jaccard im vergangenen Jahr gemacht, 
in Co-Leitung begleitet sie nun Gruppen auf 
dem Weg zu einem CO₂-reduzierten Leben. 
Etwas ändern bedeutet meist verzichten, und 
das stellt viele Menschen vor enorme Heraus-
forderungen. Marianne Jaccard, die lange als 
Psychologin gearbeitet hat, weiß, weshalb: „Eine 
psychologische Barriere hindert uns daran, vom 
Wissen zum Handeln zu schreiten. Unsere Ge-
sellschaft setzt ein glückliches und erfolgreiches 
Leben mit materiellem Wohlstand gleich – viel 
arbeiten, viel verdienen, viel konsumieren.“ 

Rosemary Randall, auch sie Psychologin, hat 
zusammen mit Andy Brown die Carbon Con-
versations, das Vorbild der KlimaGespräche, 
gegründet. Sie hat herausgefunden, dass es sich 
lohnt, gruppentherapeutisch und gemeinsam 
darüber nachzudenken, was Verzicht auslöst. In 
einer geschützten Runde fällt es leichter, die oft 
verdrängten Ängste, Wut und Trauer zu erken-
nen, wenn es darum geht, eigene Verhaltens-
muster zu hinterfragen und zu überwinden. 
Dennoch, viele Muster müssen durchbrochen 
werden, sind wir doch alle Teil einer ausgespro-
chen individualisierten Gesellschaft, in der „me 
first“ propagiert wird. Verzicht ist negativ be-
setzt, obwohl mehr Qualität statt Quantität 
auch bereichernd sein kann. 

Die frühere Konferenzdolmetscherin Ma-
rianne Jaccard beschäftigt sich schon seit den 
1970er Jahren mit dem Thema Nachhaltig-
keit. Dazu erzählt sie eine Anekdote: „Als mir 
das Wort zum ersten Mal begegnete, war das 
während eines Dolmetschereinsatzes, als ich 
vom Englischen ins Deutsche übersetzte. Der 
Begriff ‚Sustainablity‘ fiel, und ich wusste nicht, 
wie er sich am besten ins Deutsche übersetzen 
ließe. Heute ist er in aller Leute Munde. Überall 
steht Nachhaltigkeit drauf.“ Marianne Jaccard 
schüttelt leicht den Kopf und schmunzelt dabei. 

„Ohne Verzicht geht es nicht“
Mit der Methode der KlimaGespräche den eigenen CO₂-Fußabdruck verkleinern

In einer geschützten Runde fällt 
es leichter, verdrängte Ängste, 
Wut und Trauer zu erkennen, 
wenn es darum geht, eigene Ver-
haltensmuster zu überwinden.
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Schon lange sind ihr Umweltthemen ein 
Anliegen. Erstmals darauf aufmerksam wurde 
sie 1972, durch die Veröffentlichung des Berichts 
„Die Grenzen des Wachstums“. Die vom Club 
of Rome in Auftrag gegebene Studie schlug ein 
wie eine Bombe. Klar wurde darin aufgezeigt, 
wohin das Streben nach grenzenlosem Wachs-
tum die Menschheit innerhalb eines Jahrhun-
derts führen würde. „Von der Gesinnung und 
der Haltung her waren wir schon immer grün 
verortet und haben auch entsprechend abge-
stimmt und gewählt. Dass wir, ohne uns ein-
zuschränken, keine Veränderung erzielen kön-
nen, war uns sehr früh bewusst.“ Doch unum-
wunden gibt sie zu, dass auch sie mit ihrer 
Familie einige Flugreisen unternommen hat. 
Sie rechtfertigte das mit Begründungen wie: 
„Anders wäre man nicht dahin gekommen“ 

oder „Die Reise dahin hätte viel zu lange ge-
dauert“. 

Aber ihr Unbehagen über die weltweite 
Entwicklung wuchs. Zufällig stieß ihr Mann 
in der Hauszeitschrift der Alternativen Bank 
auf ein Interview mit dem Schweizer Chemie-
Nobelpreisträger Jaques Dubochet. Zusammen 
mit anderen Großeltern hatte er 2015 in der 
Westschweiz „Les grands-parents pour le cli-
mat“ mitbegründet, die „Großeltern für das 
Klima“. „Mein Mann und ich fühlten uns gleich 
angesprochen – wohl auch, weil 2016 unsere En-
kelin geboren worden war.“ Kurz darauf reisten 
Marianne und René Jaccard zu einem ersten 
Treffen nach Lausanne. „Ich hatte sofort den 
Eindruck, dass sich die ‚grands parents pour le 
climat‘ den Problemen des Klimawandels mit 
großem Einsatz widmen, ohne jedoch dabei 
verbittert zu sein. Sie sind aktiv, rüstig, enga-

giert, strahlen Zuversicht aus. Das hat mir sehr 
gefallen.“ Mittlerweile hat das Ehepaar Jaccard 
mit einem guten Dutzend Gleichgesinnter in 
der Deutschschweiz einen Ableger der Klima
großeltern gegründet. 

Marianne Jaccard reist schon eine ganze 
Weile nur noch mit der Bahn ins Ausland und 
hat auch sonst in ihrem Alltag alles, was CO₂-
Ausstoß bedeutet, erheblich reduziert. „Die 
nachhaltigste Veränderung, die wir vorgenom-
men haben, war, eine Solaranlage auf dem Dach 
zu installieren“, sagt sie. „Wir sind noch nicht 
vollständig autark, weil wir den produzierten 
Strom nicht speichern können. Aber daran ar-
beiten wir.“ � |  |

Colette Kalt 
ist Journalistin und Verant-
wortliche Kommunikation 
bei Fastenopfer.
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Marianne Jaccard (links) während 
einem der KlimaGespräche.
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